
und Volksfreiheiten abzubauen“1, und zweitens durch 
maßlose antikommunistische Hetze und Chauvinismus 
unter einem noch nicht dagewesenen Einsatz des mili
tanten Klerikalismus, um die Massen zu verwirren 
und sie vom Kampf um ihre Lebensinteressen abzu
halten.

Der Hauptschlag der staatlichen Unterdrückungs
maßnahmen richtet sich wiederum — wenn auch in 
teilweise veränderter Form — wie vor fünfundzwanzig 
Jahren zunächst gegen die Kommunisten. Das „rechts
staatliche Mäntelchen“ dafür lieferte das Bundesver
fassungsgericht. Am 17. August 1956 wurde die KPD 
durch dieses Gericht für „verfassungswidrig“ erklärt 
und verboten, weil sie „als einzige Partei in der Bun
desrepublik konsequent gegen Monopolkapital, Milita
rismus und imperialistischen Krieg, für Frieden, 
Demokratie, die sozialen Interessen der Arbeiterklasse 
und der Werktätigen und die Wiedervereinigung 
Deutschlands zu einem demokratischen, fortschritt
lichen Staat eintritt“1 2.

Gerade deshalb wurde im Tenor des Verbotsurteils 
erklärt, daß vorsätzliche Zuwiderhandlungen gegen die 
Entscheidung gern. §§ 47, 42 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht (BVGG) vom 12. März 1951 
(BGBl. I S. 243) mit Gefängnis nicht unter sechs Mo
naten bestraft werden3 4. Neben der Schaffung von „Er
satzorganisationen für die KPD“1 und der Fortsetzung 
„bestehender Organisationen als Ersatzorganisationen“5 6 
soll hierunter in erster Linie die Fortführung der KPD 
nach dem 17. August 1956 fallen.

Man kann nicht umhin, dieser Willkürentscheidung 
die Erfahrungen der neueren Geschichte gegenüber
zustellen. In der von Fritz R i s c h e  vorgetragenen 
Erklärung des Parteivorstandes der KPD zum Abschluß 
der mündlichen Verhandlung im Verbotsprozeß wird 
dazu ausgeführt:

„Die KPD kann man nichtjvernichten, weil sie von 
der Arbeiterklasse nicht zu trennen ist, weil sie 
die Zukunft der Nation verkörpert. Hitler kam und 
ging, aber die Kommunisten sind geblieben. Die 
Adenauer kommen und gehen, aber die Kommu
nisten werden bleiben.“3

Durch eine Fülle von Tatsachen wird die Feststel
lung bewiesen, daß die herrschenden Kreise die KPD 
nicht vernichten können. Trotz aller Verfbl'gungsmaß- 
nahmen durch die politische Polizei ei scheinen das 
Zentralorgan der KPD „Freies Volk“ und die KPD- 
Landeszeitungen nach wie vor. Hunderte von KPD- 
Betriebszeitungen und Flugblättern mit hohen' Auf
lageziffern gehen von Hand zu Hand. Mit diesen und 
anderen Mitteln führen die Kommunisten in vorderster 
Front den Kampf gegen die atomare Aufrüstung und 
gegen die zunehmenden Übergriffe des Adenauer- 
Regimes auf die noch bestehenden politischen und 
sozialen Rechte der westdeutschen Werktätigen. Selbst 
Bundesinnenminister Dr. S c h r ö d e r ,  der die KPD 
in den vergangenen eineinhalb Jahren mehrmals tot
gesagt hatte, gab kürzlich die zunehmende Aktivität 
der KPD zu, als er während der 2. Lesung des von 
der SPD eingebrachten Gesetzentwurfs über die Volks
befragung am 13. Juni 1958 im Bundestag auf die 
mobilisierende Rolle der Kommunisten in der Bewe
gung gegen den Atomtod hinwies, um im Anschluß 
daran die vielen Menschen, die sich gegen die Politik 
der Adenauer-Regierung in Komitees und Ausschüssen 
zusammengefunden haben, im hergebrachten Stil als 
„Staatsfeinde“ zu beschimpfen.

Die gegenwärtigen Verfolgungsmaßnahmen gegen 
die westdeutschen Kommunisten, mit denen die Reak
tion unter dem Schein der Gesetzlichkeit — dazu sind 
die Schröder und Strauß durch die Veränderung der 
internationalen und nationalen Kräfteverhältnisse ge
zwungen — versucht, das Rad der Geschichte zurück
zudrehen, werden hauptsächlich in Form der Gesin-

1 Max Reimann, Diskussionsbeitrag auf dem V. Parteitag 
der SED, Bulletin Nr. 2 des Parteitags, vom 11. Juli 1958 S. 30.

2 These 9 des Parteitages der KPD 1957. .
3 Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 17. August 1956, 

Dokumentarwerk, 3. Bd., Karlsruhe 1956, S. 532.
4 a. a. O.
5 a. a. O.
6 a. a. O. S. 305.

nungsprozesse „wegen Fortführung der KPD“ durch
geführt. Die juristische Handhabe bieten dazu die 
bereits erwähnten §§ 47, 42 BVGG 6a. Zunächst wurden
— dies ist eine nur wenig beachtete Tatsache — durch 
das 4. Strafrechtsänderungsgesetz vom 11. Juni 1957 
(BGBl. I S. 597) die Verfahren nach den §§ 47, 42 
BVGG, für die nach der bisherigen Regelung die 
ordentlichen Strafgerichte zuständig waren, durch 
eine Ergänzung des § 74 a GVG in die Zuständigkeit 
der politischen Sonderstrafkammern einbezogen. Die 
Bildung dieser mit dem 1. Strafrechtsänderungsgesetz 
(Blitzgesetz) vom 30. August 1951 (BGBl. I S. 739) ein
geführten Sonderkammern entspricht dem Vorbild der 
hitler-faschistischen Gerichtsorganisation und dient — 
wie schon mehrfach nachgewiesen wurde7 — der Zen
tralisierung und Koordinierung der Bekämpfung von 
Gegnern der Militarisierung. Massenprozesse wegen 
angeblicher Verstöße nach §§ 47, 42 BVGG wurden in 
jüngster Zeit z. B. in Bielefeld, Nürnberg und Dort
mund durchgeführt, Modellentscheidungen des politi
schen Strafsenats des Bundesgerichtshofs ergingen z. B. 
gegen Hermann Berndsen (Urteil vom 30. Januar 1958
— 1 StE 10/57) und Walter Fisch (Urteil vom 14. Juni 
1958 — 1 StE 20/54), die zu zwei bzw. drei Jahren 
Gefängnis verurteilt wurden. Infolge dieser neuen Ver
folgungskampagne stieg die Zahl der inhaftierten 
Kommunisten (Straf- und Untersuchungshäftlinge) 
erheblich. Sie betrug am 1. Juli 1958 mehr als das 
Doppelte der Inhaftiertenzahl vom 1. Oktober 1956, 
einem Zeitpunkt also, der sechs Wochen nach dem Ver
bot der KPD lag.

Die §§ 47, 42 BVGG zeichnen sich durch ihre unbe
stimmte und dehnbare Fassung aus. Im Mittelpunkt 
steht der Begriff „Fortführung einer vom Bundesver
fassungsgericht für verboten erklärten politischen 
Partei“. Nirgends ist indessen ein exakter Hinweis 
darauf zu entdecken, welche Umstände gegeben sein 
müssen, um das Merkmal der Fortführung als erfüllt 
ansehen zu können. Die imperialistische Rechtslehre 
schwieg sich zu dieser wesentlichen Frage gleichfalls 
aus. Offensichtlich gingen ihre Vertreter davon aus, 
daß eine nähere Kommentierung zu unliebsamen Fest
legungen und damit zu gewissen Schwierigkeiten hin
sichtlich der extensiven Gesetzesauslegung durch die 
Strafjustiz hätte führen können. G e i g e r  z. B. stellt 
lediglich fest, daß derjenige sich einer Bestrafung nach 
§§ 47, 42 BVGG aussetzt, der nach dem Verbot der 
Partei „ihre politisdhe Tätigkeit fortführt“8. Über diese 
tautologische Erklärung geht Geiger nicht hinaus. Er 
erspart sich jede Bemerkung zu der Frage, in welcher 
Art und Weise sich die Fortführung vollziehen muß. 
Auch L e c h n e r enthält sich in seinem Kommentar 
zum BVGG jeder Stellungnahme zum Begriff der Fort
führung einer verbotenen Partei9.

Dieser zur Willkür geradezu herausfordernde Rechts
zustand wurde von einigen Sonderstrafkammern (z. B. 
in Lüneburg und Dortmund) ausgenutzt, um eine ge
steigerte Verfolgung von Kommunisten einzuleiten — 
gleichgültig, ob es sich um organisierte Betätigung für 
die KPD oder nur um die Äußerung fortschrittlicher 
Auffassungen handelt. Ein charakteristisches Beispiel 
hierfür ist die Revisionsbegründung der Staatsanwalt
schaft Stuttgart vom 17. Februar 1958 in der Strafsache 
gegen Balthasar Stricker (14 Js 1681/57). Darin wird 
zunächst auf die Feststellungen der Strafkammer ein
gegangen, wonach der Angeklagte „bei den Stamm
tischgesprächen kommunistisches Gedankengut vertre
ten“ habe. Diesem Zwecke habe auch die Verbreitung 
der Flugschrift „Die Kaserne“ gedient. Wörtlich fährt 
die Staatsanwaltschaft fort:

„Wenn nun die Strafkammer hierzu ausführt, das
Vertreten und Verbreiten kommunistischen Gedam
kenguts durch einen einzelnen, Alleinstehenden sei

«a Es ist im übrigen nicht nur für das politische Wesen, 
sondern auch für die Methode der Gesinnungsprozesse nach 
§§ 42, 47 BVGG charakteristisch, daß ihr Vorbild der § 2 des 
faschistischen Gesetzes gegen die Neubildung von Parteien 
vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 479) ist.

7 vgl. u. a. Herrmann, Die Grundgesetzwidrigkeit der west
deutschen Sondergerichte nach § 74 a GVG, Staat und Recht 
1956 S. 649 ff.

8 Geiger, Kommentar zum Gesetz über das Bundesverfas
sungsgericht, Berlin 1952, S. 170.

s Lechner, Kommentar zum Bundesverfassungsgerichtsgesetz, * 
München 1954, Anm. zu §§ 42, 47.
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